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I. Die Antragsgegnerin wird auf den Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz vom
07.04.2020 verpflichtet, aufgrund Ã¤rztlicher Verordnung vom 19.02.2020 ab
Zustellung dieser Entscheidung bis zur rechtskrÃ¤ftigen Entscheidung Ã¼ber den
Widerspruch gegen den Bescheid vom 09.03.2020 fÃ¼r die Antragstellerin
Leistungen der Behandlungssicherungspflege (spezielle Krankenbeobachtung)
durch ausgebildete Kinderkrankenschwestern bzw. -pfleger im Umfang von 25
Stunden pro Woche bis zur Wieder-Ã�ffnung des Kindergartens der Antragstellerin,
ab Wieder-Ã�ffnung des Kindergartens der Antragstellerin im Umfang von 47
Stunden pro Woche zu erbringen.

II. Im Ã�brigen wird der Antrag abgewiesen.

III. Die Antragsgegnerin trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten der Antragstellerin.

GrÃ¼nde:

I. Streitig ist die Versorgung der im Jahre 2014 geborenen Antragstellerin mit
Leistungen der Behandlungssicherungspflege.
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Die 2014 geborene KlÃ¤gerin leidet gemÃ¤Ã� Ã¤rztlichem Attest vom 20.06.2019
der Kliniken D-Stadt am Dravet-Syndrom, einer genetischen Epilepsie, die zu einer
EntwicklungsstÃ¶rung des Gehirns variablen AusmaÃ�es fÃ¼hrt. Diese Erkrankung
ist mit dem erhÃ¶hten Risiko verbunden, an einem SUDEP (plÃ¶tzliches und
erklÃ¤rtes Ereignis, das zum Tod fÃ¼hrt) zu versterben. Die Antragstellerin zeigt
insbesondere bei fieberhaften Infektionen prolongierte KrampfanfÃ¤lle, die mit
Desaturationen aufgrund unzureichender Atmung verbunden sind. Aus diesem
Grunde ist die Antragstellerin mit einem krampflÃ¶senden Notfallmedikament
versorgt. Die Antragstellerin werde nicht alleine durch die Eltern, sondern auch von
Kinderkrankenpflegerinnen und -pflegern betreut. Im Falle einer Desaturation wÃ¤re
bis zum Eintreffen des Notarztes der Einsatz eines Ambu-Beutels zur Beatmung und
eine Sauerstoff-Applikation sinnvoll und notwendig, zumal auch nachts
Fachpersonal anwesend sei. Die Mutter der Antragstellerin habe sich in Erstehilfe-
MaÃ�nahmen schulen lassen, sodass auch diese den Ambu-Beutel sachgerecht
anwenden kÃ¶nne.

Mit weiterem Attest vom 11.02.2018 wurde seitens der Kliniken eine VerlÃ¤ngerung
der Bewilligung einer Kinderkrankenschwester zur speziellen Krankenbeobachtung
beantragt. Der Einsatz der Kinderkrankenschwester wÃ¤hrend der Betreuung der
Antragstellerin im Kindergarten habe sich bewÃ¤hrt. Aus medizinischer Sicht sei die
derzeitige Therapie, insbesondere seit EinfÃ¼hrung der ketogenen ErnÃ¤hrung,
erfolgreich. Anfallfrequenz und -schwere seien deutlich zurÃ¼ckgegangen. Damit
sei diese Therapieform etabliert und fortzusetzen. Die Stoffwechsel-Kontrollen seien
weiterhin erforderlich und die Anpassung des Fettgehalts der Nahrung an die
tatsÃ¤chlich verzehrten Nahrungsmittel erforderlich. Wenn die Antragstellerin zum
Beispiel die von der Mutter vorbereitete Brotzeit im Kindergarten nur teilweise
essen wÃ¼rde oder Teile des Essens verweigern wÃ¼rde, mÃ¼sse die
Kinderkrankenschwester die fehlende Fettmenge nach Berechnung durch Ã�l
ergÃ¤nzen. Die Menge an Ã�l werde mittels einer Spritze verabreicht, was die
Antragstellerin gut akzeptieren wÃ¼rde. Bei kompletter Essensverweigerung
mÃ¼sse ein anderes geeignetes Nahrungsmittel ausgesucht und in der
Zusammensetzung im VerhÃ¤ltnis 3:1 (Fette zu Kohlenhydrate/EiweiÃ�)
zusammengestellt werden. Diese Aufgabe kÃ¶nne nur von einer Fachkraft
Ã¼bernommen werden. Die Zahl der AnfÃ¤lle sei zurÃ¼ckgegangen, dennoch
kÃ¶nnten diese natÃ¼rlich auch im Kindergarten auftreten, die dann einer
adÃ¤quaten Hilfe und einer Stoffwechselmessung (Messung von Blutzucker und
KetonkÃ¶rpern) bedÃ¼rfen wÃ¼rden.

Durch den Besuch des Kindergartens und dem Kontakt zu Gleichaltrigen habe
groÃ�e Fortschritte in der sprachlichen und motorischen sowie emotionalen
Entwicklung gemacht. Aus neuropÃ¤diatrischer Sicht sei die VerlÃ¤ngerung der
Kostenbewilligung fÃ¼r die spezielle Krankenbeobachtung zweifellos sinnvoll. Ohne
Kindergartenbesuch wÃ¼rde die Entwicklung der Antragstellerin einen schlechteren
Verlauf nehmen.

Mit Schreiben vom 07.04.2020 wurde seitens der Kinderhilfe O. zur medizinischen
Begleitung der Antragstellerin Stellung genommen. Die Antragstellerin wÃ¼rde seit
September 2016 die integrative Einrichtung der Kinderhilfe in tÃ¤glicher Begleitung
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einer medizinischen Fachkraft besuchen. Die Begleitung und Betreuung durch eine
medizinische Begleitperson sei essenziell fÃ¼r die weitere Betreuung des Kindes.
Ohne eine solche Betreuung kÃ¶nne ein weiterer Besuch der Einrichtung nicht mehr
angeboten werden. Die Antragstellerin wÃ¼rde zur Reduktion der Anfallsrate eine
ketogene ErnÃ¤hrungstherapie erhalten. Die Anpassung und Berechnung der
Lebensmittel auf die aktuellen Werte des Kindes wÃ¼rden nicht nur fachbezogenes
Wissen zu dieser Therapie, sondern auch die fachliche Handhabung und
Auswertung der Blutwerte erfordern. Die Messungen der Blutwerte erfolgten zeitlich
unabhÃ¤ngig und individuell angepasst an die Tagesform des Kindes. Bei Bedarf
mÃ¼sste nachkorrigiert werden. Die Begleitperson mÃ¼sse auch die kÃ¶rperlichen
und geistigen Begleiterscheinungen im Blick behalten und entsprechend reagieren
kÃ¶nnen. Eine kontinuierliche Beobachtung sei vonnÃ¶ten. Diese kÃ¶nne wegen
fehlender medizinischer Ausbildung nicht vom Kindergartenpersonal abgedeckt
werden.

Die AnfÃ¤lle der Antragstellerin kÃ¶nnten in verschiedenen Variationen und
IntensitÃ¤ten auftreten. Diese Unterschiede kÃ¶nne das Personal ohne geschulten
und sicheren Blick nicht erkennen und einschÃ¤tzen. Auch erhÃ¶hte Temperaturen
kÃ¶nnten das Risiko eines Anfalls steigern. Aus diesem Grunde mÃ¼sse die
Fachkraft die Temperatur mithilfe von KÃ¼hlwesten regulieren. Sollte es zu einem
epileptischen Anfall kommen, sei das Personal zwar in erster Hilfe geschult, aber
nicht in der richtigen Handhabung der Notfallmedikation und der Ã�berprÃ¼fung
der Blutwerte. Ein einrichtungsinterner SanitÃ¤tsdienst wÃ¼rde sich nicht im Haus
befinden. Ein solcher Anfall wÃ¼rde auch bis zu drei Mitarbeiter binden, die dann
fÃ¼r all die anderen Kinder fehlen wÃ¼rden.

Sollte die Antragstellerin aufgrund fehlender medizinischer FachkrÃ¤fte die
Einrichtung nicht mehr besuchen kÃ¶nnen, kÃ¶nnte dies zu einer
EntwicklungsverzÃ¶gerung mit weitreichenden Konsequenzen fÃ¼hren. Vorgelegt
wurde zudem ein Anfallsprotokoll fÃ¼r den Zeitraum vom 17.12.2019 bis zum
17.03.2020. Danach erlitt die an Darstellerin im genannten Zeitraum acht Grand
mal-AnfÃ¤lle unterschiedlichen Schweregrad, sodass teilweise die Gabe von
Buccolam (gegen die Zyanose) und fiebersenkende Medikation nÃ¶tig war, teilweise
nicht.

Aufgrund dieses Sachverhaltes wurde fÃ¼r die Antragstellerin am 19.02.2020
hÃ¤usliche Krankenpflege (spezielle Krankenbeobachtung) fÃ¼r die Zeit vom
01.04.2020 bis zum 31.10.2020 verordnet.

Die Antragsgegnerin verweigerte mit Wirkung ab dem 01.04.2020 die FortfÃ¼hrung
der Behandlungspflege (Bescheid vom 09.03.2020). Anspruchsvoraussetzung fÃ¼r
eine spezielle Behandlungspflege sei, dass mindestens einmal tÃ¤glich eine
lebensbedrohliche Situation auftreten wÃ¼rde, die eine sofortige
Ã¤rztliche/pflegerische Intervention erforderlich machen wÃ¼rde. Die
Antragsgegnerin habe den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK)
eingeschaltet. Die Voraussetzungen fÃ¼r eine spezielle Krankenbeobachtung
hÃ¤tten nicht bestÃ¤tigt werden kÃ¶nnen. Aus den Unterlagen habe sich ergeben,
dass in der gesamten Dokumentationszeit lediglich zwei AnfÃ¤lle aufgetreten seien,
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die einer Intervention bedurft hÃ¤tten. Auch der Krankenhausentlassungsbericht
von November 2019 habe bestÃ¤tigt, dass lediglich einmal bis zweimal monatlich
interventionsbedÃ¼rftige Ereignisse aufgetreten seien. Im Vordergrund stehe damit
ein Hilfebedarf bei der Grundpflege. Dieser werde Ã¼ber die Einstufung in einem
Pflegegrad berÃ¼cksichtigt. Derzeit werde Pflegegeld bezogen. Zur Entlastung
kÃ¶nnten anstelle des Geldes Sachleistungen in Anspruch genommen werden.

Daraufhin lieÃ� die alleinerziehende Mutter der Antragstellerin am 07.04.2020 nach
Widerspruch vom 20.03.2020 Eilrechtsschutz beim Sozialgericht MÃ¼nchen
erheben. Die Antragstellerin sei keineswegs gesundheitlich stabil und anfallsfrei.
Kleinste VerÃ¤nderungen in der ErnÃ¤hrung sowie Infekte oder EinflÃ¼sse von
auÃ�en wie TemperaturÃ¤nderung usw. kÃ¶nnten mit sehr hoher
Wahrscheinlichkeit einen epileptischen Anfall auslÃ¶sen und zu weiteren SchÃ¤den
am Zentralnervensystem der Antragstellerin fÃ¼hren. Das Dravet-Syndrom kÃ¶nne
Ã¼berwiegend nur dadurch stabilisiert werden mit Reduktion der AnfÃ¤lle, in dem
auf eine strengste ketogene ErnÃ¤hrung geachtet werde. Hierzu bedÃ¼rfe es bei
Kleinkindern der umfassenden Kontrolle und zeitlichen Einhaltung. Diese
Therapieform sei medizinisch anerkannt und bewÃ¤hrt.

Die Antragstellerin habe bis zum 31.03.2020 hÃ¤usliche Krankenpflege in Form der
speziellen Krankenbeobachtung in einem Umfang von 60 Wochenstunden erhalten.
Damit habe die Antragstellerin in den Kindergarten gehen und am sozialen Leben
teilnehmen kÃ¶nnen. Mit Bescheid vom 09.03.2020 habe die Antragsgegnerin ohne
genaue medizinische EinzelfallprÃ¼fung die WeitergewÃ¤hrung der verordneten
Leistung abgelehnt. Die Antragstellerin sei im Januar 2020 an der dritten
LungenentzÃ¼ndung binnen zweieinhalb Jahren erkrankt, die im Krankenhaus habe
stationÃ¤r behandelt werden mÃ¼ssen. Auch dieser Infekt habe erneute AnfÃ¤lle
hervorgerufen. Die Antragstellerin leide unter regelmÃ¤Ã�igen AnfÃ¤llen, wie das
Anfallsprotokoll beweisen wÃ¼rde.

Eine Besserung der AnfÃ¤lle sei leider nicht gegeben. Die bisher bewilligte
hÃ¤usliche Krankenpflege habe die Anzahl der AnfÃ¤lle vermindert. Dieser kleine
Erfolg gehe nur auf die geleistete Krankenpflege zurÃ¼ck. Bei weiterer
Verweigerung der Pflege wÃ¼rde die AnfallhÃ¤ufigkeit zunehmend mit der
Konsequenz, dass das Zentralnervensystem der Antragstellerin weiter
beeintrÃ¤chtigt und gestÃ¶rt wÃ¼rde. Bereits jetzt seien durch die
NichtgewÃ¤hrung der medizinisch notwendigen Ã¤rztlichen Verordnung erhebliche
Nachteile fÃ¼r die Antragstellerin entstanden. Auch kÃ¶nne die Antragstellerin
nicht mehr in den Kindergarten, da es aufgrund der chronischen Erkrankung
Voraussetzung sei, dass eine Kinderkrankenpflegerin wÃ¤hrend der
Kindergartenbetreuung anwesend sei. Die KindergÃ¤rtnerinnen kÃ¶nnten die
Antragstellerin nicht im notwendigen MaÃ�e beobachten und auf VerÃ¤nderungen
reagieren, um AnfÃ¤lle zu verhindern bzw. zu reduzieren. Wenn bis zum Abschluss
der rechtskrÃ¤ftigen Entscheidung abgewartet werden mÃ¼sse, kÃ¶nne die
Antragstellerin den Kindergarten nicht mehr besuchen mit erheblicher StÃ¶rung der
Sozialkontakte. Dies alleine kÃ¶nne zu erneuten AnfÃ¤llen fÃ¼hren.

Die Antragstellerin beantragt: Die Antragsgegnerin wird verpflichtet, bis zur
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rechtskrÃ¤ftigen Entscheidung Ã¼ber den Widerspruch gegen den Bescheid vom
09.03.2020 Leistungen nach Â§ 37 Abs. 2 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V)
im bisherigen Umfang fÃ¼r die Antragstellerin zu erbringen.

Dem Antrag beigefÃ¼gt war ein Entlassungsbrief der Kliniken D-Stadt vom
31.01.2020. Danach war die Antragstellerin im Zeitraum vom 25.01.2020 bis zum
31.01.2020 in stationÃ¤rer Behandlung nach Grand mal-Anfall am 23.01.2020. Die
Antragstellerin habe sich in deutlich reduziertem Allgemeinzustand gezeigt. Noch in
der Aufnahmesituation seien zwei generalisierte tonisch-klonische KrampfanfÃ¤lle
aufgetreten. Bei festgestellter LungenentzÃ¼ndung erfolgte eine Antibiotika-
Therapie mit Ampicillin und Clarithromycin. Bis zum 30.01.2020 war eine
zusÃ¤tzliche Sauerstoffzufuhr bis 1 l/ min notwendig. Die Antragstellerin fÃ¼hrte
die ketogene DiÃ¤t weiter durch, die Blutzuckerwerte zeigten sich stabil.

Die Antragsgegnerin beantragt, den Antrag abzuweisen.

Sie fÃ¼hrt im Wesentlichen aus, dass gem. Pos. 24 der Anlage 1 der Richtlinie
Ã¼ber die Verordnung von hÃ¤uslicher Krankenpflege (HKPfl-RL) mit hoher
Wahrscheinlichkeit sofortige pflegerische/ Ã¤rztliche Intervention bei
lebensbedrohlichen Situationen tÃ¤glich erforderlich sein mÃ¼sse. Dies werde von
der Antragstellerin nicht glaubhaft gemacht. TÃ¤gliche lebensbedrohliche
Situationen in unvorhersehbaren ZeitabstÃ¤nden wÃ¼rden bei der Antragstellerin
nicht auftreten. Die Mutter habe in der eidesstattlichen Versicherung zum Antrag
auf einstweiligen Rechtsschutz vom 07.04.2020 ausgefÃ¼hrt, dass in der Zeit vom
08.11.2015 bis zum 31.03.2020 insgesamt nur 95 epileptische AnfÃ¤lle aufgetreten
seien, bei denen in 51 FÃ¤llen ein Notfallmedikament habe verabreicht werden
mÃ¼ssen. Davon seien in der Zeit vom 01.01.2020 bis zum 31.03.2020 gerade
einmal 9 KrampfanfÃ¤lle aufgetreten, wobei zweifellos die meisten davon durch
akute Pneumonie im Jahre 2020 initiiert worden seien. Epileptische AnfÃ¤lle
wÃ¼rden im Allgemeinen nur einmal pro Monat auftreten. FÃ¼r diesen Fall kÃ¶nne
notÃ¤rztliche Hilfe in Anspruch genommen werden. Es bedÃ¼rfe einer so konkreten
Gefahr, dass vernÃ¼nftigerweise tÃ¤glich damit gerechnet werden mÃ¼sse, dass
eine lebensbedrohliche Situation eintrete. Die Antragstellerin habe aber im
Zeitraum vom 08.11.2015 bis zum 31.03.2020 Ã¼berhaupt nur 95 epileptische
AnfÃ¤lle erlitten. Die ketogene DiÃ¤t hingegen sei keine krankenpflegerische
MaÃ�nahme.

Der Vorsitzende hat sodann Beweis erhoben durch telefonische Befragung der
Mutter der Antragstellerin am 20.04.2020, um die Situation in Zeiten der
Coronakrise zu eruieren. Die Mutter fÃ¼hrte hierbei aus, dass sie derzeit alleine
fÃ¼r die Betreuung der Antragstellerin ("24/7") zustÃ¤ndig ist. Der integrative
Kindergarten, in den die Antragstellerin vor der Coronakrise gegangen ist, sei wie
alle anderen KindergÃ¤rten derzeit geschlossen. Aufgrund der hÃ¤ufigen
LungenentzÃ¼ndungen der Antragstellerin habe sich die Mutter auch nicht mehr
getraut, in der Zeit vom 16. bis zum 31.03.2020 eine eigentlich ihr zustehende
Betreuung in Anspruch zu nehmen. Mittlerweile habe sie aber gemerkt, dass es
ohne Betreuung einfach nicht funktioniert. Daher wÃ¼rde sie seit dem 01.04.2020
in geringem MaÃ�e eine Betreuung durch die Kinderkrankenschwestern
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eigenfinanziert in Anspruch nehmen mÃ¼ssen, um einfache TÃ¤tigkeiten wie
Einkaufen etc. Ã¼berhaupt hinzubekommen. Sie kÃ¶nne die Antragstellerin zu
solchen TÃ¤tigkeiten wie einkaufen nicht mitnehmen, da sie dann nur mit der
Beaufsichtigung der Antragstellerin, die kein DistanzgefÃ¼hl hÃ¤tte und mit jedem
mitlaufen wÃ¼rde, beschÃ¤ftigt wÃ¤re und dies in Zeiten der Coronakrise erst recht
nicht praktikabel (mit einem Kind, dass mit hÃ¤ufigen Lungenerkrankungen der
Hochrisikogruppe angehÃ¶rt) wÃ¤re. Die Antragstellerin sei grobmotorisch ca. ein
Jahr hinterher, sprachlich ca. anderthalb bis zwei Jahre und feinmotorisch auch ca.
anderthalb Jahre. Die bisherige Betreuung in der Zeit vor der Coronakrise sei
dergestalt gewesen, dass die Antragstellerin von 8:00 Uhr bis 13:30 Uhr montags
bis freitags im Kindergarten gewesen sei und an einem Nachmittag bis 17:00 Uhr
(insgesamt 31 h) und sie zusÃ¤tzlich zweimal eine Nachtbetreuung (16 h
insgesamt) erhalten habe, damit sie (die Mutter) auch einmal schlafen kÃ¶nne. Die
Antragstellerin wÃ¼rde viele AnfÃ¤lle des Nachts bekommen, sodass sie im
Schlafzimmer mit Pulsoximeter Ã¼berprÃ¼ft wÃ¼rde. Leider wÃ¼rde ein Abfall der
SauerstoffsÃ¤ttigung nur bei Grand mal-AnfÃ¤llen erfolgen, bei Myoklonien (nicht
rhythmische Muskelzuckungen), die ebenfalls sehr schÃ¤dlich fÃ¼r das
Zentralnervensystem seien, wÃ¼rde sich der SauerstoffsÃ¤ttigungswert hingegen
nicht verÃ¤ndern. Daher mÃ¼sse die Antragstellerin die ganze Nacht von der
Mutter Ã¼berwacht werden; dies geschehe, indem sie die ganze Zeit mit einer
Hand den KÃ¶rper der Antragstellerin Ã¼berwachen und sich selbst nur im
Halbschlaf befinden wÃ¼rde. Die zweimalige nÃ¤chtliche Betreuung wÃ¼rde der
Mutter insoweit die MÃ¶glichkeit geben, dringend benÃ¶tigten Schlaf nachzuholen.

Die Mutter der Antragstellerin gehe keiner BerufstÃ¤tigkeit nach, da sie sich die
ganze Zeit um die Antragstellerin kÃ¼mmern wÃ¼rde. Sie werde vom Vater der
Antragstellerin finanziell unterstÃ¼tzt.

Sie habe auch keine andere BetreuungsmÃ¶glichkeit, da der Vater als
selbststÃ¤ndiger BÃ¤cker die Tochter nur an zwei Nachmittagen die Woche
Ã¼bernehmen kÃ¶nne, und Freunde und Bekannte mit der Betreuung von der
Antragstellerin Ã¼berfordert seien. FÃ¼r die Zeit bis zur Ã�ffnung des
Kindergartens benÃ¶tige sie dringend zwei nÃ¤chtliche Betreuungen pro Woche und
ca. neun Stunden pro Woche fÃ¼r wichtige Erledigungen des Alltags wie Einkaufen,
BÃ¼rokratie etc â�¦ Dies kÃ¶nne von dem jetzigen Team an
Kinderkrankenschwestern, die die Betreuung bisher Ã¼bernommen habe (vor allem
Frau E, F und G) auch gewÃ¤hrleistet werden.

Nach Ã�ffnung des Kindergartens brauche die Antragstellerin die soziale Teilhabe
im Kindergarten wie gehabt.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird zur ErgÃ¤nzung des Sachverhalts auf den
Inhalt der Gerichtsakte des hiesigen Verfahrens Bezug genommen.

II. Der zulÃ¤ssige Antrag ist im tenorierten Umfang auch begrÃ¼ndet. GemÃ¤Ã� Â§
86b Abs. 2 Satz 2 SGG ist eine einstweilige Anordnung zur Regelung eines
vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig,
wenn diese Regelung, vor allem bei dauernden RechtsverhÃ¤ltnissen, zur
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Abwendung wesentlicher Nachteile, zur Verhinderung drohender Gewalt oder aus
anderen GrÃ¼nden notwendig erscheint. Hierzu muss glaubhaft gemacht sein, dass
das geltend gemachte Recht der Antragstellerin gegenÃ¼ber der Antragsgegnerin
besteht (Anordnungsanspruch) und dass die Antragstellerin ohne den Erlass der
begehrten einstweiligen Anordnung wesentliche Nachteile erleidet
(Anordnungsgrund). Nach dem Sinn und Zweck des Â§ 86b Abs. 2 SGG sollen
mittels des dort geregelten Instrumentes des einstweiligen Rechtsschutzes
irreparable Entscheidungen durch die Verwaltung und damit endgÃ¼ltige, vom
Gericht nicht mehr zu korrigierende UmstÃ¤nde, verhindert werden. Demzufolge
kann eine einstweilige Anordnung vor einer gerichtlichen Entscheidung in der
Hauptsache nur erlangt werden, wenn ohne die begehrte Anordnung fÃ¼r die
Antragstellerin schwere und unzumutbare, anders nicht abwendbare Nachteile
entstÃ¼nden und diese auch nicht durch die spÃ¤tere Entscheidung in der
Hauptsache beseitigt werden kÃ¶nnten. Zudem muss der Erfolg in der Hauptsache
wahrscheinlich sein und diese darf nicht durch die einstweilige Anordnung erledigt
oder vorweggenommen werden. LÃ¤sst also die im Eilverfahren durchgefÃ¼hrte
PrÃ¼fung bereits erkennen, dass das von der Antragstellerin behauptete Recht zu
ihren Gunsten nicht besteht, so ist auch eine einstweilige Anordnung gemÃ¤Ã� Â§
86b Abs. 2 SGG nicht mÃ¶glich, weil dann eine sicherungsfÃ¤hige und
sicherungswÃ¼rdige Rechtsposition fehlt. Es gelten dabei die Â§Â§ 920, 921, 923, 
926, 928-932, 938, 939 und 945 Zivilprozessordnung (ZPO) entsprechend. KÃ¶nnen
ohne die GewÃ¤hrung vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes schwere und unzumutbare,
anders nicht abwendbare BeeintrÃ¤chtigung entstehen, die durch das
Hauptsacheverfahren nicht beseitigt werden kÃ¶nnen, sind die Gerichte
verpflichtet, die Sach- und Rechtslage nicht nur summarisch zu prÃ¼fen, sondern
abschlieÃ�end, wenn sie sich an den Erfolgsaussichten der Hauptsache orientieren
wollen (vgl. BVerfG, Beschluss vom 29.11.2007 â�� 1 BvR 2496/07 -, juris;
Beschluss vom 12.05.2005 â�� 1 BvR 569/05 -, juris). Ist eine abschlieÃ�ende
PrÃ¼fung nicht mÃ¶glich, ist eine FolgenabwÃ¤gung durchzufÃ¼hren. Im
Umkehrschluss bedeutet dies, dass in den FÃ¤llen, in denen ohne die GewÃ¤hrung
einstweiligen Rechtsschutzes weniger schwere BeeintrÃ¤chtigungen zu erwarten
sind, die summarische PrÃ¼fung eines Anordnungsanspruchs, also des Erfolgs in
der Hauptsache, verfassungsrechtlich zulÃ¤ssig ist (BVerfG,
Nichtannahmebeschluss vom 27.07.2016 â�� 1 BvR 1241/16 -, juris). Nach diesen
GrundsÃ¤tzen sind die Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass der beantragten
Anordnung zugunsten der Antragstellerin im tenorierten Umfang erfÃ¼llt.

Die Antragstellerin hat bei summarischer Ã�berprÃ¼fung einen Anspruch auf
Behandlungspflege nach Â§ 37 Abs. 2 S. 1 SGB V im tenorierten Umfang. Danach
erhalten Versicherte in ihrem Haushalt, ihrer Familie oder sonst an einem
geeigneten Ort, insbesondere im betreuten Wohnformen, Schulen und
KindergÃ¤rten, bei besonders hohem Pflegebedarf auch in WerkstÃ¤tten fÃ¼r
behinderte Menschen Behandlungspflege, wenn diese zur Sicherung des Ziels der
Ã¤rztlichen Behandlung erforderlich ist (sogenannte Behandlungssicherungspflege).
Zur Behandlungsicherungspflege gehÃ¶ren alle PflegemaÃ�nahmen, die nur durch
eine bestimmte Krankheit verursacht werden, speziell auf den Krankheitszustand
des Versicherten ausgerichtet sind und dazu beitragen, die Krankheit zu heilen, ihre
Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder Krankheitsbeschwerden zu verhindern oder zu
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lindern, wobei diese MaÃ�nahmen typischerweise nicht von einem Arzt, sondern
von Vertretern medizinischer Hilfsberufe oder auch von Laien erbracht werden
(krankheitsspezifische PflegemaÃ�nahmen). Die stÃ¤ndige Beobachtung eines
Patienten, um jederzeit medizinisch-pflegerisch eingreifen zu kÃ¶nnen, ist eine
behandlungspflegerische MaÃ�nahme. Sowohl die Kriseninterventionen, als auch
die Beobachtung eines Versicherten (gegebenenfalls "rund um die Uhr") durch eine
medizinische Fachkraft werden grundsÃ¤tzlich von dem Anspruch auf
Behandlungssicherungspflege erfasst, wenn die medizinische Fachkraft wegen der
Gefahr von gegebenenfalls lebensgefÃ¤hrdenden Komplikationen jederzeit
einsatzbereit sein muss (Bundessozialgericht, Entscheidung vom 10.11.2015,
Aktenzeichen B 3 KR 38/04R, Rn. 14 ff.). Die erkennende Kammer sieht vorliegend
die Gefahr lebensgefÃ¤hrdender Komplikationen, die nur mit einer
krankenpflegerischen Betreuung im tenorierten Umfang verhindert werden kann.
Die Mutter der Antragstellerin hat glaubhaft gemacht, dass die Antragstellerin unter
dem Dravet-Syndrom leidet. Das Dravet-Syndrom (auch: Schwere frÃ¼hkindliche
myoklonische Epilepsie; FrÃ¼he infantile epileptische Enzephalopathie) ist eine
seltene genetisch bedingte Enzephalopathie mit schwer behandelbarer
myoklonischer Epilepsie im frÃ¼hen Kindesalter (Quelle:
https://de.wikipedia.org/wiki/Dravet-Syndrom). Gem. dem Ã¤rztlichen Attest der
Kliniken D-Stadt vom 20.06.2019 (PD Dr. M., Bl. 25 der Gerichtsakte) ist die
Erkrankung mit dem erhÃ¶hten Risiko verbunden, an einem SUDEP zu versterben.
Daher handelt es sich um eine lebensgefÃ¤hrdende Erkrankung. Auch ist eine
durchgehende Kontrolle der Antragstellerin erforderlich, um diese
lebensgefÃ¤hrliche Komplikation zu vermeiden. Dies ergibt sich zur Ã�berzeugung
des Gerichts aus dem Attest des gleichen Krankenhauses vom 11.02.2018 (Dr. U.,
Bl. 23 der Gerichtsakte), wonach jederzeit â�� auch im Kindergarten â�� AnfÃ¤lle
auftreten kÃ¶nnen und diese einer adÃ¤quaten Hilfe und einer â�� blutigen â��
Stoffwechselmessung bedÃ¼rfen. HierfÃ¼r ist aber medizinisch ausgebildetes
Fachpersonal notwendig, wie die Antragstellerin mit der Stellungnahme des
TrÃ¤gers des Kindergartens, in den die Antragstellerin geht (kinderhilfe O.), vom
07.04.2020 glaubhaft gemacht hat. Das Personal des Kindergartens ist danach mit
der Betreuung des spezifischen Krankheitsbildes der Antragstellerin Ã¼berfordert,
so dass die Antragstellerin in der Konsequenz den Kindergarten nicht mehr
besuchen kÃ¶nnte. Dies wÃ¼rde aber wiederum ihre psychosoziale und motorische
Entwicklung hemmen, wie sich glaubhaft aus dem Attest der Kliniken D-Stadt vom
11.02.2018 ergibt. Nach allem ergibt sich die medizinische und faktische
Notwendigkeit der Betreuung der Antragstellerin im Kindergarten durch
ausgebildetes Krankenpflegepersonal. Nicht nachvollziehen kann die Kammer
insoweit die (von der Antragsgegnerin kolportierten) Aussage des MDK (die
Verwaltungsakte und somit das MDK-Gutachten wurden nicht fristgemÃ¤Ã�
vorgelegt), dass aufgrund von Anfallsfreiheit die Notwendigkeit der Betreuung nicht
mehr bestehen wÃ¼rde. Der BevollmÃ¤chtigte der Antragstellerin hat sowohl mit
Vorlage des Anfallsprotokolls als auch mit Vorlage des Entlassungsbriefs der
Kliniken D-Stadt vom 31.01.2020 (Bl. 8 der Gerichtsakte), wonach noch Ende Januar
2020 ein lebensgefÃ¤hrlicher, intensivmedizinisch behandlungsbedÃ¼rftiger
Infektzustand mit starker AnfallstÃ¤tigkeit aufgetreten ist, glaubhaft gemacht, dass
nach wie vor AnfÃ¤lle in lebensgefÃ¤hrlicher HÃ¤ufigkeit auftreten. Rechtlich nicht
erforderlich ist es, dass diese AnfÃ¤lle tatsÃ¤chlich tÃ¤glich auftreten, ausreichend
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ist, dass sie mit einer hinreichend groÃ�en Wahrscheinlichkeit tÃ¤glich auftreten
kÃ¶nnen. Denn eine behandlungspflegerische MaÃ�nahme ist â�� wie dargelegt
â�� die Notwendigkeit der stÃ¤ndigen Beobachtung eines Patienten, um jederzeit
medizinisch-pflegerisch eingreifen zu kÃ¶nnen. Diese Voraussetzungen liegen nach
den obigen AusfÃ¼hrungen zur Ã�berzeugung der Kammer vor.

Daher kann auch die Argumentation der Antragsgegnerin unter Verweis auf Pos. 24
der Anlage 1 zur HKPfl-RL nicht verfangen. Denn erforderlich ist danach, dass mit
hoher Wahrscheinlichkeit sofortige pflegerische/Ã¤rztliche Interventionen bei
lebensbedrohlichen Situationen tÃ¤glich erforderlich sind und nur die genauen
Zeitpunkte und das genaue AusmaÃ� nicht im Voraus bestimmt werden kann. Diese
Voraussetzungen sind bei der Antragstellerin nach summarischer PrÃ¼fung gerade
erfÃ¼llt. Sie leidet unter einer schwerwiegenden genetischen Erkrankung, die
fortlaufend eine ketogene ErnÃ¤hrung plus blutiger Kontrolle der wichtigen
Parameter Blutzucker und KetonkÃ¶rper erfordert. Aus Sicht der Kammer ist die
Bereitstellung der ketogenen ErnÃ¤hrung plus der blutigen Kontrolle sowie der
stÃ¤ndigen Ã�berwachung der anderen KÃ¶rperparameter wie KÃ¶rpertemperatur,
um im notwendigen Umfang jederzeit, und damit selbstverstÃ¤ndlich auch tÃ¤glich,
intervenieren zu kÃ¶nnen, eine pflegerische Aufgabe und nicht mit der normalen
Bereitstellung von gewÃ¶hnlicher ErnÃ¤hrung eines gesunden Kindes auch nur
ansatzweise vergleichbar. Insbesondere ist diese TÃ¤tigkeit eine
behandlungspflegerische MaÃ�nahme, da sie Teil des medizinischen
Behandlungskonzepts ist, die AnfallshÃ¤ufigkeit und damit die Wahrscheinlichkeit
zerebraler SchÃ¤den zu minimieren, und nicht Grundpflege. Geradezu zynisch klingt
es, wenn die Antragsgegnerin ausfÃ¼hrt, dass die Antragstellerin in der Zeit vom
08.11.2015 bis zum 31.03.2020 "nur" 95 epileptische AnfÃ¤lle gehabt habe und
dabei geflissentlich ignoriert, dass diese AnfÃ¤lle trotz ketogener ErnÃ¤hrung und
stÃ¤ndiger Beaufsichtigung erfolgten. Da die ketogene ErnÃ¤hrung â�� wie von der
Mutter der Antragstellerin hinreichend glaubhaft gemacht (vgl. insoweit das Attest
von Frau Dr. U., a.a.O.) â�� aber das erfolgversprechendste Behandlungskonzept
einer an sich unheilbaren Erkrankung ist, ist die schlechtere Kontrolle dieser
ErnÃ¤hrung durch fehlende Behandlungspflege geradezu Garant fÃ¼r eine
gravierende gesundheitliche Verschlechterung der Antragstellerin. Damit ist aber
gerade das Kriterium, dass die Antragsgegnerin selbst vortrÃ¤gt, erfÃ¼llt, nÃ¤mlich
dass fÃ¼r die spezielle Krankenbeobachtung eine so konkrete Gefahr vorliegt, dass
vernÃ¼nftigerweise tÃ¤glich damit gerechnet werden muss, dass eine
lebensbedrohliche Situation (vorliegend: ein SUDEP) eintritt. Weiter notwendig ist
nach der Ã�berzeugung des Gerichts auch die ErmÃ¶glichung der Erholung der
Mutter als Hauptpflegeperson (bezogen auf die Behandlungssicherungspflege),
insbesondere durch GewÃ¤hrleistung von ausreichendem Nachtschlaf zweimal die
Woche. Das Gericht verkennt hierbei nicht, dass die Behandlungspflege insoweit der
Antragstellerin nur mittelbar zugutekommt, da Hauptzweck die Erholung der
Hauptbetreuungsperson ist. Allerdings ist diese mittelbare Komponente fÃ¼r die
Antragstellerin nicht weniger wichtig. Die fÃ¼nfjÃ¤hrige Antragstellerin ist
psychosozial und emotional in erheblichem AusmaÃ� auf die pflegerischen und
emotionalen Ressourcen ihrer Mutter angewiesen. Sollte es zu einer psychischen
Erkrankung der Mutter aufgrund Ã�berforderung (sogenanntes Burnout-Syndrom)
kommen, so wÃ¤re die Antragstellerin die Hauptleidtragende. Weder wÃ¤re dann
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eine ausreichende Ã¤rztliche und physio-/ergotherapeutische Betreuung noch eine
konsequente FortfÃ¼hrung der ketogenen DiÃ¤t als HauptsÃ¤ule der Behandlung
der Erkrankung gegeben. Nach den glaubwÃ¼rdigen Schilderungen der Mutter der
Antragstellerin im persÃ¶nlichen, fernmÃ¼ndlichen GesprÃ¤ch mit dem
Vorsitzenden kÃ¶nnte der Vater als einzige weitere Betreuungsperson diese
LÃ¼cke nicht schlieÃ�en.

Insoweit ist auch auf die Vorbemerkungen zum Verzeichnis verordnungsfÃ¤higer
MaÃ�nahmen der hÃ¤uslichen Krankenpflege zu verweisen, in denen es heiÃ�t:
"Dies sind Empfehlungen fÃ¼r den Regelfall, von denen in begrÃ¼ndeten FÃ¤llen
abgewichen werden kann. Abweichungen kÃ¶nnen insbesondere in Betracht
kommen auf Grund von Art und Schwere des Krankheitsbildes, der individuellen
FÃ¤higkeiten und AufnahmemÃ¶glichkeiten des Umfeldes. Insbesondere bei der
Pflege von Kindern kann es erforderlich sein, die MaÃ�nahmen schrittweise zu
vermitteln und hÃ¤ufiger zu wiederholen." Die LeistungsfÃ¤higkeit des Umfeldes,
hier der Mutter, ist mithin zu berÃ¼cksichtigen.

Daher ist von Seiten der Antragsgegnerin zu gewÃ¤hrleisten, dass mit dem Ende
der coronabedingten SchlieÃ�ung des Kindergartens bis zum Abschluss des
Widerspruchsverfahrens die bisherige krankenpflegerische Betreuung der
Antragstellerin, d.h. in einem Umfang von 47 h (die 60 h wurden nach glaubhafter
Darstellung der Mutter der Antragstellerin auch in der Vergangenheit nicht
ausgenutzt) weitergefÃ¼hrt wird.

FÃ¼r die Zeit bis zur Ã�ffnung des Kindergartens benÃ¶tigt die Mutter der
Antragstellerin ebenfalls zwei NÃ¤chte zur Erholung, da die Hauptlast der
Kinderbetreuung nun in einem noch verstÃ¤rkteren AusmaÃ� auf der Mutter lastet,
verstÃ¤rkt noch durch die Angst und Sorge, dass die vorbelastete Antragstellerin
eine Corona-ausgelÃ¶ste LungenentzÃ¼ndung erleidet. Notwendig ist in dieser Zeit
nach der Ã�berzeugung des Gerichts auch ein Zeitkontingent von 9 h pro Woche,
um in dieser Zeit ohne Krankensicherungspflege und Kinderbetreuung notwendige
EinkÃ¤ufe und bÃ¼rokratische Haushaltsangelegenheiten (BehÃ¶rdensachen,
Vereinbarung von Behandlungsterminen fÃ¼r A. etc.) ausfÃ¼hren zu kÃ¶nnen.
Auch ist eine geringe Auszeit von 9 h pro Woche wichtig fÃ¼r die psychische
Erholung der Mutter, um die schwierige Aufgabe der Behandlungssicherungspflege
(insbesondere des stÃ¤ndigen Monitorings des Gesundheitszustands der
Antragstellerin mit gleichzeitiger stÃ¤ndiger Interventionsbereitschaft) ausreichend
belastbar durchfÃ¼hren zu kÃ¶nnen.

Auch ein Anordnungsgrund ist glaubhaft gemacht. Dieser ergibt sich aus der
unmittelbaren LebensgefÃ¤hrlichkeit des Anfallsleidens der Antragstellerin. Die
Mutter der Antragstellerin benÃ¶tigt trotz derzeitiger SchlieÃ�ung der
KindergÃ¤rten ab sofort UnterstÃ¼tzung durch die Antragsgegnerin, um die
medizinische Betreuung in Form der Behandlungssicherungspflege insbesondere in
der Nacht weiter ausÃ¼ben zu kÃ¶nnen.

Nach allem war dem Antrag in diesem Umfang stattzugeben. Die MÃ¶glichkeit zur
Einsichtnahme in die Verwaltungsakte, die nicht fristgemÃ¤Ã� vorgelegt wurde, war
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wegen der besonderen Dringlichkeit nicht abzuwarten. Eine Glaubhaftmachung der
Ã¤rztlichen Verordnung seitens der Antragstellerin war nicht erforderlich, da diese
im Bescheid vom 09.03.2020 (Bl. 14 der Gerichtsakte) erwÃ¤hnt wird und das
Gericht daher von dem Vorliegen einer entsprechenden Ã¤rztlichen Verordnung der
streitgegenstÃ¤ndlichen Behandlungspflege ausgehen darf.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG und berÃ¼cksichtigt, dass
die Antragstellerin weit Ã¼berwiegend erfolgreich war. Insbesondere hat das
Gericht nur bedingt wegen der jetzigen Corona-Krise partiell weniger zugesprochen
als beantragt wurde.

Erstellt am: 11.05.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            11 / 11

https://dejure.org/gesetze/SGG/183.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
http://www.tcpdf.org

